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Beschluss 
des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung 
beraten und beschlossen: 

Gesetzentwurf der Staatsregierung 

Drs. 15/3311, 15/4307 

Gesetz zur Änderung des Kirchensteuergesetzes 

§ 1 

Das Gesetz über die Erhebung von Steuern durch Kirchen, 
Religions- und weltanschauliche Gemeinschaften (Kirchen-
steuergesetz - KirchStG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 21. November 1994 (GVBl S. 1026, BayRS 
2220-4-UK), zuletzt geändert durch Gesetz vom 24. De-
zember 2001 (GVBl S. 1002), wird wie folgt geändert: 

1. Art. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) 1Kirchen und Religionsgemeinschaften sowie 
weltanschaulichen Gemeinschaften werden auf An-
trag die Rechte einer Körperschaft des öffentlichen 
Rechts verliehen, wenn sie  

1. durch ihre Verfassung und die Zahl ihrer Mit-
glieder die Gewähr der Dauer bieten, 

2. rechtstreu sind und 

3. ihren Sitz in Bayern oder in einem anderen 
Land der Bundesrepublik Deutschland haben, 
sofern ihnen dort die Körperschaftsrechte ver-
liehen worden sind. 

2Die Gewähr der Dauer nach Satz 1 Nr. 1 setzt 
auch voraus, dass die Gemeinschaft in der Lage ist, 
ihren finanziellen Verpflichtungen auf Dauer nach-
zukommen. 3Die Antragsteller haben das Vorliegen 
der Verleihungsvoraussetzungen darzulegen.“ 

b) Es werden folgende Abs. 3 bis 5 angefügt: 

„(3) 1Die rechtswidrige Verleihung der Körper-
schaftsrechte kann, auch nachdem sie unanfechtbar 
geworden ist, mit Wirkung für die Zukunft oder in 
den Fällen des Art. 48 Abs. 2 Satz 3 Nr. 1 des Bay-

erischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (BayVw-
VfG) auch mit Wirkung für die Vergangenheit zu-
rückgenommen werden. 2Eine rechtmäßige Verlei-
hung kann mit Wirkung für die Zukunft widerrufen 
werden, wenn 

1. die Gemeinschaft dies beantragt, 

2. die Gemeinschaft nicht mehr die Eigenschaft 
einer Religionsgemeinschaft oder weltanschau-
lichen Gemeinschaft besitzt, 

3. an der Rechtstreue der Gemeinschaft begrün-
dete Zweifel bestehen,  

4. die Gemeinschaft überschuldet oder zahlungs-
unfähig ist, 

5. die Gemeinschaft seit einem Jahr handlungsun-
fähig ist, weil sie keine verfassungsmäßigen 
Vertreter hat, oder 

6. die Gemeinschaft ihren Sitz in das Ausland 
verlegt. 

3Auf Kirchen und Religionsgemeinschaften sowie 
auf weltanschauliche Gemeinschaften, die bei In-
Kraft-Treten der Verfassung vom 2. Dezember 
1946 Körperschaften des öffentlichen Rechts wa-
ren, finden Sätze 1 und 2 Nrn. 2 bis 6 keine An-
wendung. 

(4) 1Mit dem Eintritt der Unanfechtbarkeit von 
Rücknahme oder Widerruf der Verleihung verliert 
die Gemeinschaft die Rechte einer Körperschaft 
des öffentlichen Rechts. 2Auf sie finden die Vor-
schriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB)  
über Vereine Anwendung, sofern sich aus ihrer 
Verfassung nichts anderes ergibt. 

(5) 1Zuständig für die Verleihung, die Rücknahme 
und den Widerruf ist das Staatsministerium für Un-
terricht und Kultus. 2Die Verleihung, die Rück-
nahme und der Widerruf sind amtlich bekannt zu 
machen. 3Gleiches gilt, wenn eine Körperschaft des 
öffentlichen Rechts wegen Beendigung der Ge-
meinschaft nicht mehr besteht.“ 

2. Art. 2, 3 und 4 erhalten folgende Fassung: 

„Art. 2 

(1) 1Gemeinschaftliche Steuerverbände sind die in 
Art. 1 genannten Gemeinschaften. 2Als gemeinschaftli-
cher Steuerverband gelten für die Römisch-Katholische 
Kirche die Diözese und für das israelitische Bekenntnis 
der Landesverband der Israelitischen Kultusgemeinden 
in Bayern. 
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(2) 1Gemeindliche Steuerverbände sind – soweit Kör-
perschaften des öffentlichen Rechts – die Kirchenge-
meinden (Pfarr-, Mutter- und Tochtergemeinden), die 
Religionsgemeinden und die von weltanschaulichen 
Gemeinschaften eingerichteten örtlichen Verbände. 
2Die Gesamtkirchengemeinden gelten an Stelle der be-
teiligten Pfarr-, Mutter- und Tochtergemeinden als 
Steuerverbände. 

(3) Gemeinden und örtlichen Verbänden im Sinn des 
Abs. 2 wird die Eigenschaft einer Körperschaft des öf-
fentlichen Rechts auf Antrag des gemeinschaftlichen 
Steuerverbands durch das Staatsministerium für Unter-
richt und Kultus verliehen. 

Art. 3 

(1) Gläubiger der Kirchenumlagen und des besonderen 
Kirchgelds sind die gemeinschaftlichen Steuerverbän-
de, Gläubiger des Kirchgelds sind die gemeindlichen 
Steuerverbände. 

(2) Schuldner der Kirchensteuern sind die Angehörigen 
der in Art. 1 genannten Gemeinschaften. 

(3) Der Eintritt in eine solche Gemeinschaft bestimmt 
sich nach dem jeweiligen Satzungsrecht der betreffen-
den Gemeinschaft. 

(4) 1Der Austritt bedarf zur öffentlich-rechtlichen Wir-
kung der mündlichen oder schriftlichen Erklärung bei 
dem Standesamt des Wohnsitzes oder gewöhnlichen 
Aufenthaltsorts. 2Die schriftliche Erklärung muss öf-
fentlich beglaubigt sein; § 129 BGB gilt entsprechend. 

Art. 4 

Die Kirchensteuern können unbeschadet Art. 16 Abs. 2 
und Art. 22 Satz 5 einzeln oder nebeneinander erhoben 
werden 

1.  in Form von Kirchenumlagen nach dem Maßstab 
der Einkommensteuer (veranlagte Einkommen-
steuer und Lohnsteuer) als Kircheneinkommen- 
und Kirchenlohnsteuer, nach dem Maßstab der 
Grundsteuermessbeträge als Kirchengrundsteuer, 

2.  in Form von Kirchgeld, 

3.  in Form von besonderem Kirchgeld von Umlage-
pflichtigen, deren Ehegatte keiner Kirche, Religi-
onsgemeinschaft oder weltanschaulichen Gemein-
schaft angehört, die Körperschaft des öffentlichen 
Rechts ist.“ 

3. Im 4. Teil wird die bisherige Abschnittsüberschrift 
durch die Abschnittsüberschrift „Besonderes Kirch-
geld“ ersetzt. 

4. In Art. 22 Sätze 1, 3 und 5 werden die Worte „Kirch-
geld in glaubensverschiedener Ehe“ durch die Worte 
„besondere Kirchgeld“ ersetzt. 

5. In Art. 24 Abs. 2 werden die Worte „Kirchgeld in glau-
bensverschiedener Ehe“ durch die Worte „besonderem 
Kirchgeld“ ersetzt. 

6. Es wird folgender Art. 26 a eingefügt: 

„Art. 26 a 

(1) 1An Orden und ähnliche Vereinigungen, die einer 
öffentlich-rechtlichen Kirche, Religionsgemeinschaft 
oder weltanschaulichen Gemeinschaft angehören 
(kirchliche Vereinigungen), können auf Antrag die 
Rechte einer Körperschaft des öffentlichen Rechts ver-
liehen werden, wenn sie die Gewähr der Dauer bieten, 
rechtstreu sind und ihren Sitz in Bayern haben. 2Die 
Verleihung kann mit Auflagen verbunden werden. 
3Insbesondere kann die Auflage erteilt werden, dass 
wirtschaftliche Betätigungen nur durch eigene, von der 
Körperschaft getrennte juristische Personen in den 
Formen des Wirtschaftsrechts erfolgen. 4Schließen sich 
Orden oder kirchliche Vereinigungen, die Körperschaf-
ten des öffentlichen Rechts sind, zu einem Verband zu-
sammen, so können auf Antrag auch diesem Verband 
die Rechte einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft 
verliehen werden; Sätze 2 und 3 gelten entsprechend. 

(2) 1Die Verleihung der Körperschaftsrechte an Orden, 
kirchliche Vereinigungen und Verbände nach Abs. 1 
Satz 4 kann entsprechend Art. 1 Abs. 3 Sätze 1 und 2 
zurückgenommen oder widerrufen werden. 2Ein Wider-
ruf kann ferner erfolgen, wenn die bei der Verleihung 
der Körperschaftsrechte erteilten Auflagen nicht oder 
nicht innerhalb der gesetzten Frist erfüllt werden. 
3Art. 1 Abs. 4 und 5 gelten entsprechend. 4Sätze 1 bis 3 
finden auf Orden und kirchliche Vereinigungen, die bei 
In-Kraft-Treten des Konkordats zwischen dem Deut-
schen Reich und dem Heiligen Stuhl Körperschaften 
des öffentlichen Rechts waren und deren Rechtsstel-
lung durch das Konkordat geschützt wird, keine An-
wendung; die Möglichkeit des Widerrufs auf Antrag 
(Art. 1 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1) bleibt unberührt.“ 

 

§ 2 

 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2006 in Kraft. 

Der Präsident  

I.V. 

Prof. Dr. Peter Paul Gantzer 

II. Vizepräsident 


